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Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs (Deutschland) eingereicht am 14. Oktober 
2020 — B AG gegen Finanzamt A

(Rechtssache C-515/20)

(2021/C 28/25)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Bundesfinanzhof

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: B AG

Beklagte: Finanzamt A

Vorlagefragen

1.

Ist der Begriff des Brennholzes in Art. 122 der Richtlinie 2006/112/EG (1) dahin auszulegen, dass 
er jegliches Holz umfasst, das nach seinen objektiven Eigenschaften ausschließlich zum 
Verbrennen bestimmt ist?

2.

Kann ein Mitgliedstaat, der auf der Grundlage von Art. 122 der Richtlinie 2006/112/EG einen 
ermäßigten Steuersatz für Lieferungen von Brennholz schafft, dessen Anwendungsbereich 
entsprechend Art. 98 Abs. 3 der Richtlinie 2006/112/EG anhand der Kombinierten Nomenklatur 
genau abgrenzen?

3.

Falls die zweite Frage zu bejahen ist: Darf ein Mitgliedstaat die ihm durch Art. 122 der Richtlinie 
2006/112/EG und Art. 98 Abs. 3 der Richtlinie 2006/112/EG eingeräumte Befugnis, den 
Anwendungsbereich der Steuersatzermäßigung für Lieferungen von Brennholz anhand der 
Kombinierten Nomenklatur abzugrenzen, bei Beachtung des Grundsatzes der steuerlichen 
Neutralität so ausüben, dass die Lieferungen verschiedener Formen von Brennholz, die sich nach 
ihren objektiven Merkmalen und Eigenschaften unterscheiden, aber aus der Sicht eines 
Durchschnittsverbrauchers nach dem Kriterium der Vergleichbarkeit in der Verwendung 



demselben Bedürfnis (hier: Heizen) dienen und somit miteinander in Wettbewerb stehen, 
unterschiedlichen Steuersätzen unterliegen?

(1)  Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem (ABl. 2006, L 347, S. 1.)


